
P. b. b. Verlagspostamt 1030 Wien  WoGZ 213U
803

2 III    94

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1999 Ausgegeben am 4. Juni 1999 Teil III

109. Kundmachung: Geltungsbereich des Abkommens über die Errichtung eines Rates für die
Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Zollwesens

110. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die Rechtshilfe in
Strafsachen

111. Kundmachung: Geltungsbereich des Zusatzprotokolls zum Europäischen Übereinkommen
über die Rechtshilfe in Strafsachen

112. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über die Zuständigkeit der Behörden
und das anzuwendende Recht auf dem Gebiet des Schutzes von Minder-
jährigen

109. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Abkommens
über die Errichtung eines Rates für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Zollwesens

Nach Mitteilungen der belgischen Regierung haben folgende weitere Staaten ihre Beitrittsurkunden
zum Abkommen über die Errichtung eines Rates für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Zollwesens
(BGBl. Nr. 165/1955, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. Nr. 468/1996) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung
der Beitrittsurkunde:

Andorra 3. September 1998
Barbados 7. Jänner 1999
Benin 9. November 1998
Bolivien 14. August 1997
Ecuador 16. Dezember 1997
Fidschi 1. Juli 1997
Tadschikistan 1. Juli 1997

Klima

110. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über die Rechtshilfe in Strafsachen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarates hat Rumänien am 17. März 1999 seine
Ratifikationsurkunde zum Europäischen Übereinkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen (BGBl.
Nr. 41/1969, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 74/1999) hinterlegt.

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde hat Rumänien nachstehende Vorbehalte erklärt
bzw. Erklärungen abgegeben:

1. Artikel 5 Absatz 1

Die Rechtshilfeersuchen um Durchsuchung oder Beschlagnahme von Eigentum werden von den
folgenden Bedingungen abhängig gemacht:

a) dass die dem Rechtshilfeersuchen zugrunde liegende strafbare Handlung nach rumänischem
Recht eine auslieferungsfähige strafbare Handlung darstellt,

b) dass die Erledigung des Rechtshilfeersuchens mit dem rumänischen Recht vereinbar ist.

2. Artikel 7 Absatz 3

Die Zustellung von Vorladungen an eine beschuldigte Person, die sich auf rumänischem Hoheits-
gebiet befindet, muss der zuständigen rumänischen Behörde zumindest 40 Tage vor dem Zeitpunkt für das
Erscheinen bekanntgegeben werden.
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3. Artikel 15 Absatz 6
a) die Rechtshilfeersuchen in der Phase der Untersuchung und der Strafverfolgung sind an die

Staatsanwaltschaft beim Obersten Gerichtshof für Rumänien zu richten,
b) die Rechtshilfeersuchen in der Phase des Urteils sind an das Justizministerium zu richten,
c) die Rechtshilfeersuchen, auf die in Artikel 15 Absatz 3 Bezug genommen wird, sind an das

Innenministerium zu richten,
d) in Fällen von Dringlichkeit können Rechtshilfeersuchen unmittelbar an die Justizbehörden

oder an die Staatsanwaltschaften bei diesen gerichtet werden, sofern vorher eine Abschrift je
nach Fall an das Justizministerium oder an die Staatsanwaltschaft beim Obersten Gerichtshof
für Rumänien gerichtet worden ist.

4. Artikel 16 Absatz 2
Rechtshilfeersuchen und beigeschlossene Schriftstücke, die an die rumänischen Justizbehörden

gemäß diesem Übereinkommen gerichtet werden, müssen mit einer Übersetzung in eine offizielle Sprache
des Europarates versehen sein.

5. Artikel 24
Als rumänische Justizbehörden sind für die Zwecke dieses Übereinkommens die Justizbehörden, die

Staatsanwaltschaften bei diesen, das Justizministerium und für Rechtshilfeersuchen, auf die in Artikel 15
Absatz 3 Bezug genommen wird, das Innenministerium zu betrachten.

6. Artikel 23
Die Auslagen in bezug auf die Erledigung von Rechtshilfeersuchen werden durch die ersuchenden

Justizbehörden getragen.

Klima

111. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Zusatz-
protokolls zum Europäischen Übereinkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarates hat Rumänien am 17. März 1999 seine
Ratifikationsurkunde zum Zusatzprotokoll zum Europäischen Übereinkommen über die Rechtshilfe in
Strafsachen (BGBl. Nr. 296/1983, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 128/1998)
hinterlegt.

Klima

112. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens über die Zuständigkeit der Behörden und das anzuwendende Recht auf dem
Gebiet des Schutzes von Minderjährigen

Nach Mitteilung des Ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten des Königreichs der Niederlande
hat Spanien am 12. März 1999 die als zentrale Behörde zum Übereinkommen über die Zuständigkeit der
Behörden und das anzuwendende Recht auf dem Gebiet des Schutzes von Minderjährigen (BGBl.
Nr. 446/1975, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. Nr. 659/1995) notifizierte Behörde *)
wie folgt geändert:

Secretaría General Técnica del Ministerio de Justicia
Calle San Bernardo N° 62
28071 Madrid

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 113/1995

Klima
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